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	[bookmark: _Hlk105162992]Gesetzentwurf zur Änderung des Gesetzes vom 17. Juli 2013 über die minimalen Nominalvolumen nachhaltiger Biokraftstoffe, die in den Mengen fossiler Brennstoffe enthalten sein müssen, die jährlich zum Verbrauch freigegeben werden	

	

	PHILIPPE, König der Belgier,

	Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß.

	

	Auf Vorschlag des Energieministers,

	HABEN WIR BESCHLOSSEN UND ERLASSEN WIR:

	

	Der für Energie zuständige Minister ist für die Vorlage des folgenden Gesetzesentwurfs in unserem Namen und für die Einreichung des folgenden Gesetzentwurfs im Repräsentantenhaus zuständig:

	

	Artikel 1. Dieses Gesetz regelt eine in Artikel 78 der Verfassung genannte Angelegenheit.


	Artikel 2. Mit diesem Gesetz wird die Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen teilweise umgesetzt. 

Die bestehenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die sich auf die durch die Richtlinie (EU) 2018/2001 aufgehobenen Richtlinien beziehen, sind dahingehend auszulegen, dass sie sich auf diese Richtlinie beziehen.


	Artikel 3. In Artikel 2 des Gesetzes vom 17. Juli 2013 über die minimalen Nominalvolumen nachhaltiger Biokraftstoffe, die in den jährlich zum Verbrauch freigegebenen fossilen Brennstoffen enthalten sein müssen, werden folgende Änderungen vorgenommen:
a) 3° erhält folgende Fassung:
„3° „Königlicher Erlass vom 17. Dezember 2021“: Königlicher Erlass vom 17. Dezember 2021 zur Festlegung von Produktnormen für Kraftstoffe, die für den Transportsektor erneuerbarer Herkunft bestimmt sind, sowie für Kraftstoffe oder Brennstoffe auf der Grundlage von recyceltem Kohlenstoff, die für den Verkehrssektor bestimmt sind“;
b) 4° erhält folgende Fassung:
„4° „Ministerialerlass vom 19. Mai 2021“: Ministerialerlass vom 19. Mai 2021 über die Registrierung von Personen, die an der Lieferkette des Landes beteiligt sind, und von Verbrauchern von Erdöl und Erdölerzeugnissen“;
c) in 5° werden die Worte „Ministerialerlass vom 27. Dezember 1978“ durch die Worte „Ministerialerlass vom 19. Mai 2021“ ersetzt;

d) Dieser Artikel wird durch 24° ergänzt, der wie folgt lautet: „24° „Königlicher Erlass vom 16. Juli 2014“: der königliche Erlass vom 16. Juli 2014 über die Information und Verwaltungspflichten für Biokraftstoffe der Kategorien B und C gemäß dem Gesetz vom 17. Juli 2013 über die minimalen Nominalvolumen nachhaltiger Biokraftstoffe, die in den jährlich für den Verbrauch freigegeben fossilen Brennstoffen enthalten sein müssen;“;

e) Dieser Artikel wird durch 25° ergänzt, der wie folgt lautet:

„25° „Delegierte Verordnung 2019/807“: Delegierte Verordnung (EU) 2019/807 der Kommission vom 13. März 2019 zur Ergänzung der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Ermittlung von Rohstoffen mit einem hohen Risiko, indirekte Landnutzungsänderungen herbeizuführen, deren Erzeugungsfläche erheblich von Flächen mit hohem Kohlenstoffbestand zunimmt, und zum anderen die Zertifizierung von Biokraftstoffen, flüssigen Biobrennstoffen und Biomasse-Brennstoffen mit geringem Risiko, indirekte Landnutzungsänderungen herbeizuführen.“.


	Artikel 4. In demselben Gesetz, geändert durch das Gesetz vom 26. Dezember 2015, wird Artikel 7/1 eingefügt, der wie folgt lautet: 
“Artikel 7/1. § 1. Ab dem 1. Januar 2023 können Biokraftstoffe, die aus Palmöl hergestellt werden, einschließlich anderer Erzeugnisse, die direkt oder indirekt aus Palmen gewonnen werden, nicht mehr dazu beitragen, das in Artikel 7 Absatz 1 vorgesehene Aufnahmevolumen und die in den sekundären Zielen von Artikel 4 Absatz 1, 1°, 2°, 3° und 4° des königlichen Erlasses vom 4. Mai 2018 zur Festlegung der minimalen Nominalvolumen nachhaltiger Biokraftstoffe, die in den jährlich für den Verbrauch freigegebenen Kraftstoffen enthalten sein müssen, aufzunehmen. 

Dieser Absatz gilt nicht für Rohstoffe, die in Anhang IV des königlichen Erlasses vom 16. Juli 2014 aufgeführt sind, und für Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe oder Biomasse-Brennstoffe, die gemäß den diesbezüglichen Bestimmungen und Kriterien der Artikel 4 und 5 der Delegierten Verordnung 2019/807 ein geringes Risiko einer indirekten Landnutzungsänderung aufweisen. 

§ 2. Ab dem 1. Juli 2023 können Biokraftstoffe, die aus Sojaöl hergestellt werden, einschließlich anderer Erzeugnisse, die direkt oder indirekt aus Sojabohnen gewonnen werden, nicht mehr dazu beitragen, das in Artikel 7 § 1 vorgesehene Aufnahmevolumen und die in den sekundären Zielen von Art. 4 Abs. 1, 1°, 2°, 3° und 4° des königlichen Erlasses vom 4. Mai 2018 zur Festlegung der minimalen Nominalvolumen nachhaltiger Biokraftstoffe, die in den jährlich zum Verbrauch freigegebenen Kraftstoffen enthalten sein müssen, zu erreichen. 


Dieser Absatz gilt nicht für Rohstoffe, die in Anhang IV des königlichen Erlasses vom 16. Juli 2014 aufgeführt sind, und für Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe oder Biomasse-Brennstoffe, die gemäß den diesbezüglichen Bestimmungen und Kriterien der Artikel 4 und 5 der Delegierten Verordnung 2019/807 ein geringes Risiko einer indirekten Landnutzungsänderung aufweisen.“;  

	Artikel 5. In Artikel 8 Absatz 1 desselben Gesetzes werden die Worte „§§ 2 und 4“ durch die Worte „§§ 2 und 6“ ersetzt.


	Artikel 6. In Artikel 9 desselben Gesetzes werden die Worte „§§ 7 und 8“ durch die Worte „§§ 12 und 13“ ersetzt.


	Artikel 7. In Artikel 12 Absatz 1 desselben Gesetzes werden folgende Änderungen vorgenommen:
1° die Wörter‚ der königliche Erlass vom 26. November 2011 zur Festlegung von Produktnormen für Biokraftstoffe‘ werden durch die Worte „Königlicher Erlass vom 17. Dezember 2021“ ersetzt;
2° werden die Worte „die Bescheinigungen“ durch die Worte „die Produktdeklarationen“ ersetzt.


	Artikel 8. In Artikel 13 § 2 desselben Gesetzes, werden folgende Änderungen vorgenommen:
1° in den Absätzen 1 und 3 werden die Worte „§§ 3 und 5“ durch die Worte „§§ 3 und 7“ ersetzt;
2° in Absatz 3 werden die Worte „§§ 2 und 4“ durch die Worte „§§ 2 und 6“ ersetzt.


	Artikel 9. In Artikel 14, § 2 Absatz 1 desselben Gesetzes werden die Worte „§§ 2 und 4“ durch die Worte „§§ 2 und 6“ ersetzt.


	Artikel 10. In Art. 2 Abs. 10, Art. 4 Abs. 1 und 2 sowie in Art. 11, § 2 Abs. 3 und 3 werden die Worte „Königlicher Erlass vom 26. November 2011“ durch die Worte „Königlicher Erlass vom 17. Dezember 2021“ ersetzt.


	Erlassen 


	







	





Vom König:

	Den Minister für Energie,













